
Datenschutzerklärung zum 

Online-Antrag eines Wahl-/Abstimmungsscheines 

Soweit Sie einen Wahl-/Abstimmungsschein beantragen möchten, müssen Sie per-
sonenbezogene Daten angeben, damit Ihr Antrag entsprechend bearbeitet werden 
kann. Bei diesen personenbezogenen Daten handelt es sich um Informationen, die 
von uns benötigt werden, um Ihnen den Dienst zu ermöglichen. Bestimmte gekenn-
zeichnete Angaben sind verpflichtend anzugeben, um den von Ihnen angestrebten 
Antrag bearbeiten zu können. Weitere Informationen können von Ihnen freiwillig be-
reitgestellt werden. 

Zweck der Verarbeitung 
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, Ihren Antrag auf einen 
Wahl-/Abstimmungsschein bearbeiten zu können. 
 
Rechtsgrundlage der Verarbeitung 
 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist Art. 6 Abs. 
1 lit. e), Abs. 3 lit. b) Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), § 3 Abs. 1 Hessi-
sches Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG), § 27 Bundeswahlord-
nung (BWO) sowie § 17 Kommunalwahlordnung (KWO), § 13 Landeswahlordnung 
(LWO) sowie § 24 Europawahlordnung (EuWO). 
 
Dauer der Speicherung 
 
Die Daten werden gem. § 90 BWO, § 112 KWO, § 76 LWO sowie § 83 EuWO ge-
speichert. 

Ihre Rechte 

Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, stehen Ihnen als betroffene Per-
son folgende Rechte, im Sinne der DS-GVO, gegenüber dem Verantwortlichen zu. 

Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO 
 
Sie haben nach Art. 15 DS-GVO das Recht, die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung Ih-
rer personenbezogenen Daten zu überprüfen und Auskunft darüber zu verlangen, 
insbesondere welche personenbezogenen Daten zu welchem Zweck und welche Ka-
tegorien verarbeitet werden. Ferner besteht für Sie das Recht auf Information über 
die Empfänger und die Speicherdauer und ggf. über die Übermittlung personenbezo-
gener Daten in Drittländer oder an eine internationale Organisation. Zusätzlich kön-
nen Sie, insbesondere Auskunft über das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, 
Löschung, Einschränkung oder Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft Ihrer personenbe-
zogenen Daten, sofern diese nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden, ver-
langen. 
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Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DS-GVO 
 
Sie haben nach Art. 16 DS-GVO das Recht, die Berichtigung Ihrer gespeicherten un-
richtigen personenbezogenen Daten sowie unter der Berücksichtigung der Zwecke 
der Verarbeitung die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten zu 
verlangen. 

Recht auf Löschung („Recht auf Vergessenwerden“) nach Art. 17 DS-GVO 
 
Ferner haben Sie nach Art. 17 DS-GVO das Recht, die Löschung der bei uns gespei-
cherten personenbezogenen Daten zu verlangen, sofern einer der folgenden Gründe 
zutrifft: 

 Die Notwendigkeit der Verarbeitung zur Erreichung des Zwecks besteht nicht 
mehr. 

 Sie haben Ihre Einwilligung widerrufen und es besteht auch keine sonstige 
Rechtsgrundlage. 

 Sie haben nach Art. 21 Abs. 1 oder 2 DS-GVO Widerspruch gegen die Verarbei-
tung eingelegt; im Falle des Art. 21 Abs. 1 DS-GVO gilt dies nur, soweit keine 
vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vorliegen. 

 Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet. 
 Die Löschung personenbezogener Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-

pflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforder-
lich, dem der Verantwortliche unterliegt. 

 Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der In-
formationsgesellschaft gemäß Art. 8 Abs. 1 DS-GVO erhoben. 

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO 
 
Nach Art. 18 DS-GVO haben Sie das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung Ih-
rer personenbezogenen Daten zu verlangen, sofern eine der folgenden Vorausset-
zungen vorliegt: 

 Die Richtigkeit personenbezogener Daten wird von Ihnen bestritten. 
 Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist unrechtmäßig; Sie verlangen an-

statt der Löschung die Einschränkung der Nutzung Ihrer personenbezogenen 
Daten. 

 Der Verantwortliche benötigt nicht länger die personenbezogenen Daten für die 
Zwecke der Verarbeitung; Sie benötigen diese jedoch als betroffene Person zur 
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

 Sie als betroffene Person haben Widerspruch nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO ein-
gelegt. 
 
 

Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung nach Art. 21 DS-GVO 
 
Sie haben nach Art. 21 DS-GVO das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer beson-
deren Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der Sie betreffenden per-
sonenbezogenen Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 lit. e) oder f) DS-GVO erfolgt, 
Widerspruch einzulegen. 
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Der Verantwortliche verarbeitet die personenbezogenen Daten dann nicht mehr, es 
sei denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachwei-
sen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, 
oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen. 

 

Widerruf der Einwilligung für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
 
Falls Sie uns eine Einwilligung nach Art. 6 DS-GVO zur Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten erteilt haben, können Sie diese mit Wirkung für die Zukunft jeder-
zeit nach Art. 7 Abs. 3 DS-GVO widerrufen. Ein solcher Widerruf beeinflusst die Zu-
lässigkeit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten, nachdem Sie den Wi-
derruf uns gegenüber ausgesprochen haben. Durch den Widerruf Ihrer Einwilligung 
wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 
Verarbeitung nicht berührt. 

Sie können Ihren Widerruf an per E-Mail oder postalisch unter Nutzung der oben an-
gegebenen Adresse richten. 

Beschwerderecht nach Art. 77 DS-GVO 
 
Wenn Sie der Auffassung sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten durch uns gegen das geltende Datenschutzrecht verstößt oder Ihre datenschutz-
rechtlichen Ansprüche in einer anderen Weise verletzt worden sind, besteht für Sie 
als betroffene Person die Möglichkeit, sich bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 
nach Art. 77 DS-GVO zu beschweren. 

Grundsätzlich können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde in dem Mitgliedstaat 
wenden, in dem Sie als betroffene Person Ihren üblichen Aufenthaltsort oder Ihren 
Arbeitsplatz haben oder an die Aufsichtsbehörde unseres Geschäftssitzes oder des 
Ortes des mutmaßlichen Verstoßes. 

Die in Hessen zuständige Aufsichtsbehörde erreichen Sie unter folgender Ad-
resse: 
 
Hessischer Beauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Post-Adresse: 
Postfach 31 63 
65021 Wiesbaden 
Vor-Ort: 
Gustav-Stresemann-Ring 1 
65189 Wiesbaden 
Tel. 0611/1408-0 
Fax 0611/1408-611 

E-Mail: poststelle@datenschutz.hessen.de 
 
Wir behalten uns das Recht vor, diese Datenschutzerklärung jederzeit unter Beach-
tung der geltenden Datenschutzbestimmungen zu ändern. 

Stand: [Mai/2023] 


